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Postulat 2006/046 Eva Chappuis, Schulbesuch am Tagesaufenthaltsort - Bericht an den 

Landrat  

vom 18. März 2008 

 

1. Ausgangslage 
 
Am 16. Februar 2006 hat Landrätin Eva Chappuis das folgende Postulat eingereicht. Es wurde an 
der Sitzung des Landrates vom 18. Mai 2006 mit 53 zu 16 Stimmern bei 2 Enthaltungen deutlich 
überwiesen. 
 
„Mit dem Bildungsgesetz vom 6. Juni 2002 hat der Souverän Bestimmungen erlassen, welche für 
Familien mit schulpflichtigen Kindern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern helfen 
sollen. Neben der Einführung von Blockzeiten als Regelfall sind dies vor allem die gleich lautenden 
§§ 23 und 26, die garantieren sollen, dass Kindergarten- und Primarschülerinnen und -schüler die 
Schule in jener Gemeinde besuchen können, in der die Erziehungsberechtigten einen der nach wie 
vor raren Betreuungsplätze (Familie, Freunde, Tagesfamilie, Tagesheim) gefunden haben 
 
§ 23 Schulort 
1 Der Kindergarten wird in der Regel in der Wohngemeinde besucht. 
 
2 Wird ein Kind tagsüber regelmässig in einer anderen Gemeinde des Kantons betreut, hat es An-
spruch auf den Kindergartenbesuch in dieser Gemeinde, sofern seine Aufnahme nicht die Bildung 
einer zusätzlichen Klasse bedingt. 
 
3 Die Verordnung legt den Beitrag fest, den die Wohngemeinde an die Gemeinde, in der das Kind 
tagsüber regelmässig betreut wird, zu bezahlen hat. 
 
In der per 1. August 2006 in Kraft tretenden Verordnung für den Kindergarten und die Primarschule 
wird in den gleich lautenden §§ 10 und 16 die Definition des Begriffes „Tagesaufenthaltsgemeinde" 
derart eng gefasst, dass das Ziel der §§ 23 und 26 des Bildungsgesetzes nicht erreicht werden 
kann: 
 
§ 10 Schulbesuch am Tagesaufenthaltsort 
5 Eine Tagesaufenthaltsgemeinde ist eine Gemeinde, in der ein Kind während fünf Vormittagen 
und einzelnen Nachmittagen von einer verantwortlichen Person betreut wird. 
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Umfassende Blockzeiten bewirken nicht nur einen fördernden regelmässigen Tagesablauf für die 
Kinder, sie tragen auch dazu bei, dass viele Erziehungsberechtigte am Vormittag keine familiener-
gänzende Kinderbetreuung mehr beanspruchen müssen. Sie brauchen erst ab Mittag ein Angebot. 
Die meisten erwerbstätigen Erziehungsberechtigen - insbesondere die Mütter - übernehmen gerne 
einen Teil der Tagesbetreuung ihrer Kinder selber und arbeiten deshalb Teilzeit. Um am Arbeits-
markt bestehen zu können, müssen sie in Bezug auf die Arbeitszeit flexibel sein. Sie benötigen oft 
eine familienergänzende Betreuung an drei bis vier Tagen pro Woche und gelegentlich auch nur 
eine Vormittags- und gar keine Nachmittagsbetreuung. 
 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Absätze 5 der §§10 und 16 der Verordnung für den Kin-
dergarten und die Primarschule so zu formulieren, dass alle Kinder, welche während mindestens 
der Hälfte einer Arbeitswoche nicht in ihrer Wohngemeinde betreut werden, ab Schuljahr 
2006/2007 Kindergarten oder Primarschule der Tagesaufenthaltsgemeinde besuchen können. 
Dies unabhängig von der Schichtung und dem Umfang der Betreuungszeiten.“ 
 
 
2. Antwort des Regierungsrates 
 
Der Vorsteher der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion hat verschiedene Anstrengungen unter-
nommen, das von ihm anlässlich der Beratung im Landrat vom 18. Mai 2006 in Aussicht gestellte 
klärende Gespräch zwischen Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion und der Vertretung der Schul-
träger, dem Verband Basellandschaftlicher Gemeinden (VBLG), anberaumen zu können. Leider 
liess der Verband Basellandschaftlicher Gemeinden verschiedene Male verlauten, dass er für Än-
derungen der Verordnung für Kindergarten und Primarschule keinerlei Bedarf sehe und dass er 
darüber hinaus bei einem allfälligen Gespräch „weder eine abweichende Haltung vertreten, noch 
einer anderen Lösung zustimmen“ könnte. 
 
In dieser misslichen Situation zwischen einer klaren und eindeutigen Überweisung des Postulates 
von Landrätin Eva Chappuis und der nicht weniger deutlichen Absage des VBLG bat der Vorsteher 
der BKSD den Rechtsdienst des Regierungsrates um ein Gutachten über die Rechtmässigkeit der 
Formulierungen im § 10 Absatz 5 der Verordnung für den Kindergarten und die Primarschule. Die-
ses Gutachten ist am 27. März 2007 eingetroffen. 
 
Es besagt, dass die von der Postulantin als viel zu streng ausgelegt und damit als prohibitiv wir-
kende Formulierung der §§ 10 und 16 der Verordnung für den Kindergarten und die Primarschule 
in keiner Weise in Konkurrenz zum Bildungsgesetz stehe, sondern mit diesem sehr wohl vereinbar 
sei, da sie den gesetzlichen Anforderungen in zeitlicher Hinsicht (Aufenthalt tagsüber sowie regel-
mässiger Aufenthalt) gerecht werde. Der Rechtsdienst des Regierungsrates bestätigt damit eine 
Praxis, die notabene auch von Schulen und Gemeinden nicht beklagt wurde. Das Gutachten des 
Rechtsdienstes des Regierungsrates besagt aber auch, dass „auch andere (weniger restriktive) 
Ausführungsbestimmungen mit dem Bildungsgesetz vereinbar sein können“. 
 
Der Regierungsrat beschloss, ausgehend von diesem letzten Punkt des Gutachtens des Rechts-
dienstes und vom klaren Auftrag des Landrates, die Verordnung für den Kindergarten und die Pri-
marschule entgegen der Erklärung des VBLG zu ändern. Er wählte für beide Paragrafen die fol-
gende Formulierung: „Eine Tagesaufenthaltsgemeinde ist eine Gemeinde, in der ein Kind regel-
mässig während mindestens der Hälfte einer Arbeitswoche von einer verantwortlichen Person be-
treut wird.“  
 
Diesen Änderungsvorschlag hat er den Gemeinden des Kantons Basel-Landschaft, dem VBLG 
sowie der Konferenz der Schulratspräsidentinnen und -präsidenten während der Monate Oktober, 
November und Dezember 2007 zur Vernehmlassung unterbreitet. Gleichzeitig hat er eine redakti-
onelle Anpassung der §§ 10 Abs. 2 und 16 Abs. 2 VO KG/PS vorgeschlagen. 
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Die Rückmeldungen aus der Vernehmlassung lassen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
Von den eingegangenen 40 Rückmeldungen drücken nur gerade 6 den vorgesehenen Änderun-
gen gegenüber eine positive Meinung aus. Alle anderen sind negativ oder schliessen sich der Ver-
nehmlassung des VBLG an. 
 
Der VBLG lehnt die vom Regierungsrat vorgeschlagene neue Regelung mit aller Deutlichkeit ab: 
„Wir ersuchen Sie deshalb dringend. von der vorgesehenen Änderung […] abzusehen.“ Die „Be-
schneidung der Finanzkompetenz der Gemeinden“ geht dem Verband viel zu weit, und er bittet 
den Regierungsrat, „keine Änderung vorzunehmen und dem Landrat entsprechend Bericht zu er-
statten“.  
 
Der Regierungsrat stellt folgende Erwägung an: 
- An und für sich ist der Regierungsrat nach wie vor davon überzeugt, dass die Idee der Postulan-
tin familienfreundlicher ist als die bestehende Regelung. 
- Der Rechtsdienst des Regierungsrates bezeichnet die bestehende Regelung als absolut geset-
zeskonform. 
- Das Ergebnis der Vernehmlassung richtet sich mit aller Deutlichkeit gegen den Sinn des Postu-
lats. 
- Aus der Praxis der Schulen sind dem Regierungsrat keine Klagen bekannt. 
- Sollte das Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung in Kraft gesetzt werden, so wür-
de es den Gegenstand der aktuellen Debatte ohnehin aufheben, weil mit ihm die Gemeinden zum 
Aufbau von Tagesstrukturen an den Schulen verpflichtet würden. Die Wohngemeinde hätte dann 
eine Tagesstruktur, das Ausweichen auf eine andere Gemeinde zum Tagesaufenthalt der Kinder 
würde entfallen. 
 
Aufgrund dieser Erwägung schlägt der Regierungsrat dem Landrat vor, bei der bestehenden Lö-
sung zu bleiben. 
 
 
3. Antrag 
 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, das Postulat 2006/046 von Landrätin Eva Chappuis 
Schulbesuch am Tagesaufenthaltsort als nicht erfüllt abzuschreiben. 
 
 
 
 
Liestal, 18. März 2008 Im Namen des Regierungsrates 
 
 Die Präsidentin: 
 Pegoraro 
 
 
 Der 2. Landschreiber: 
 Achermann 
 
 
 
 
Beilagen: 
- Tabelle der Vernehmlassungsvoten 
- Gutachten Rechtsdienst des Regierungsrates 27. März 2007
- Vernehmlassung VBLG vom 9. November 2007 



Postulat Chappuis - Schulen am Tagesaufenthaltsort

Gemeinde für Lösung chappuis gegen Lösung chappuis
stand: 15.1.2008

Arlesheim x
Bennwil Schulrat x
Bennwil x
Biel-Benken x
Birsfelden x
BL-Schulräte x
Bottmingen x
Bretzwil x
Brislach x
Bubendorf x
Buus x
Ettingen x
Grellingen x
Hemmiken x
Hölstein x
Itingen x
Känerkinden x
Lausen x
Lauwil x
Liestal x
Maisprach x
Muttenz x
Oberdorf Schulrat x (wie Schulräte BL)
Oberdorf x
Oberwil x
Ormalingen x
Pfeffingen x
Pratteln x
Ramlinsburg x
Reinach x
Rothenfluh x
Schönenbuch x
Seltisberg x
Sissach x
Therwil x
Vblg x
Wenslingen x
Wittinsburg x
Ziefen x
Zwingen x
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